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werden. Das Kollektiv kann auf die Beauf­
tragung eines Vertreters des Kollektivs 
verzichten, wenn es seine Mitwirkung aus 
wichtigen Gründen nicht für erforderlich 
hält. Über die Beratung lm Kollektiv, Ihre 
Ergebnisse, die Beauftragung eines Ver­
treters des Kollektivs, eines gesellschaft­
lichen Anklägers oder gesellschaftlichen 
Verteidigers und die Übernahme einer 
Bürgschaft oder die Gründe für den Ver­
zicht auf die Beauftragung eines Vertreters 
des Kollektivs ist ein Protokoll anzufer­
tigen und durch das Untersuchungsorgan 
oder den Staatsanwalt zu den Akten zu 
nehmen.

(4) Der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane sind verpflichtet, die 
Leitungen der Betriebe und Einrichtungen 
bei der Vorbereitung und Durchführuhg 
der Beratung zu unterstützen, sie insbeson­
dere über den Zweck der Beratung und die 
differenzierten Möglichkeiten der Mitwir­
kung des Kollektivs am Strafverfahren zu 
unterrichten. Erforderlichenfalls haben sie 
an der Beratung teilzunehmen.

(5) Von dem Ersuchen gemäß Absatz 3 
dürfen der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane nur aus wichtigen Gründen 
Abstand nehmen. Diese Gründe sind akten­
kundig zu machen.

flOS
Bearbeitungsfristen 

lm Ermittlungsverfahren

(1) Alle Ermittlungsverfahren sind 
Innerhalb einer Frist von höchstens drei 
Monaten abzuschließen. Ermittlungsver­
fahren, ln denen gegen den Beschuldigten 
Untersuchungshaft angeordnet ist, sind 
besonders beschleunigt durchzuführen.

(2) Der Generalstaatsanwalt setzt für 
die einzelnen Arten der Ermittlungsver­
fahren Fristen fest. Kann ausnahmsweise 
wegen des Umfanges der Sache oder wegen 
der Schwierigkeit der Ermittlungen die 
Frist nicht eingehalten werden, ist die Ge­
nehmigung des zuständigen Staatsanwalts 
zur Überschreitung der Frist einzuholen. 
Eine Überschreitung der Höchstfrist von 
drei Monaten ist nur mit Zustimmung des 
Staatsanwalts des Bezirkes zulässig.

8104
Protokoll

Über jede Ermittlungshandlung, die für die 
Beweisführung Bedeutug haben kann, 1st 
ein Protokoll aufzunehmen und den Akten 
beizufügen. Andere Ermittlungshandlungen 
sind aktenkundig zu machen.

8Ю5
Vernehmung von Beschuldigten

(1) Nachdem die Einleitung des Ermitt­
lungsverfahrens verfügt ist, darf der 
Beschuldigte vernommen werden.

(2) Vor Beginn der Vernehmung sind 
dem Beschuldigten die Einleitung des 
Ermittlungsverfahrens und die erhobene 
Beschuldigung mitzuteilen. Er Ist über 
seine Rechte gemäß § 61 zu belehren; Uber 
die Beweismittel ist der Beschuldigte 
spätestens vor Abschluß der Ermittlungen 
zu unterrichten. Dies ist im Protokoll zu

(3) Die Vernehmung beginnt mit der 
Feststellung der erforderlichen Angaben

(4) In der Vernehmung 1st dem Beschul­
digten Gelegenheit zu geben, sein Verhalten 
darzulegen, den Verdacht zu beseitigen, 
entlastende Umstände vorzubringen und 
Anträge zu stellen.

(5) Dem Beschuldigten kann gestattet 
werden, seine Ausführungen ln schriftlicher 
oder ln anderer Form aufzuzeichnen.

8106
Vernehmungsprotokoll

(1) Das Protokoll Uber die Vernehmung 
hat zu enthalten:
1. Ort, Zeit und Dauer der Vernehmung;
2. den Namen des Vernehmenden;
3. die Personalien des Zeugen (8 33); beim 

Beschuldigten außerdem sämtliche Vor­
namen, Familienstand, Geburtsort und 
Staatsangehörigkeit;

4. die Angaben übor die persönliche und 
gesellschaftliche Entwicklung des Beschul­
digten einschließlich seiner beruflichen 
Tätigkeit;

5. die Vermögensverhältnisse des Beschul-

в. Angaben über verwandtschaftliche und 
sonstige Beziehungen zwischen dem 
Zeugen und dem Beschuldigten;


